
 

Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes sind parlamentsinterne Stellungnahmen, die nicht für die öf-

fentliche Diskussion außerhalb des Landtags bestimmt sind. Eine - auch nur auszugsweise - Veröffentli-

chung oder Verbreitung bedarf der Zustimmung der Direktorin beim Landtag. 
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Änderung des Bestattungsgesetzes 

(Hinreichende Bestimmtheit des Begriffs 11fetales Gewebe") 

A. Auftrag 

Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben den Wissenschaftlichen Dienst 

um eine gutachtliche Stellungnahme im Bereich des Bestattungsrechts gebeten. 

Hintergrund dieser Bitte ist der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU zur Änderung des Be­

stattungsgesetzes (LT-Drucks. 16/2242), der sich derzeit in den parlamentarischen Beratungen 

befindet und mit dem eine Bestattungsrecht bzw. eine Bestattungspflicht für Fehlgeburten 

sowie aus Schwangerschaftsabbrüchen stammende Leibesfrüchte eingeführt werden soll. Für 

die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat sich im Rahmen der Beratungen 

die Frage aufgetan, ob und unter welchen Voraussetzungen der Anwendungsbereich des Ge­

setzes auch auf die Bestattung von sogenanntem fetalem Gewebe ausgedehnt werden kön­

ne. 

Konkret gehe es darum, 

ob die Formulierung ,,fetales Gewebe" den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

insbesondere aus dem rechtsstaatlichen Gebot hinreichender Normenklarheit und -

Bestimmtheit gerecht werde, 

sowie um die Frage, ob - ggf. alternativ - auch eine Formulierung in Betracht gezo­

gen werden könnte, wonach Fehlgeburten und Leibesfrüchte, z.B . unter 500 Gramm, 

zu bestatten seien und wie sich insoweit das Verhältnis zur 

Personenstandsverordnung (§ 31 Abs. 3) im Hinblick auf die Regelungs - und Definiti­

onsmacht des Gesetzgebers darstelle. 

Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bitten den Wissenschaftlichen Dienst, 

un ter Einbeziehung der aus der Anhörung gewonnenen Erkenntnisse die Rechtslage zu prü­

fen und ggf. Formulierungsvorschläge zu unterbreiten. 



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           



 

 

                                                           

http://apps.who.int/iris/bitstream/10665/108284/1/E68459.pdf?ua=1
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sieht verzichtbar, sind mit ihr doch, wie gezeigt, keinerlei unterschiedliche Rechtsfolgen ver­

bunden. 

IV. Schlussfolgerungen 

Die vorstehende Untersuchung hat ergeben, dass die Formulierung fetales Gewebe zwar 

hinreichend bestimmt ist - in jedem Fall dann, wenn man sie um den Komplementärbe­

griff embryonales Gewebe ergänzt-, der dadurch gewonnene Grad an Präzision jedoch 

im bestattungsrechtlichen Kontext nicht sinnvoll und notwendig erscheint. Vorzugswürdig 

dürfte deshalb die Verwendung des Begriffs der Leibesfrucht sein, der als Oberbegriff für 

Embryonen und Föten fungiert. 

Was die Abgrenzung der Totgeburten von den Fehlgeburten angeht, so stellen alle Län­

der mit Ausnahme Hessens auf das Kriterium des Geburtsgewichts in Höhe von 500 

Gramm ab. Zwar ist der Landesgesetzgeber frei, ein anderes Gewicht (zB von 400 Gramm) 

oder auch gänzlich andere Abgrenzungskriterien zu wählen; selbst ein Verzicht auf die Ka­

tegorien der Totgeburten und Fehlgeburten wäre denkbar. Gleichwohl erscheint es im In­

teresse einer bundeseinheitlichen Terminologie sinnvoll, im Einklang mit den anderen 

Ländern und dem Personenstandsrecht an den Begrifflichkeiten der Totgeburt und der 

Fehlgeburt festzuhalten und auch die Abgrenzung anhand der Gewichtsgrenze von 500 

Gramm nicht eigenständig abweichend zu regeln . 

Raum für eigenständige Regelungen besteht hinsichtlich der Frage, wie mit den Fehlge­

burten umzugehen ist, die nicht auf Wunsch der Eltern bzw. eines Elternteils bestattet 

werden. Hier ist Rheinland-Pfalz neben Schleswig-Holstein das einzige Land, das bislang 

keine Regelungen in seinem Bestattungsgesetz getroffen hat. In diesem Kontext er­

scheint es ratsam, auch eine Regelung hinsichtlich der aus Schwangerschaftsabbrüchen 

stammenden Leibesfrüchte zu treffen, um hier Rechtsklarheit zu schaffen. Im Übrigen wä­

re zu überlegen, eine Hinweispflicht der Einrichtungsträger (und gegebenenfalls weiterer 

Personen) auf die Bestattungsmöglichkeit vorzusehen. 

Eine Möglichkeit der Fortentwicklung des Bestattungsrechts bestünde darin, den für Tot­

geburten bestehenden Bestattungszwang generell auch auf Fehlgeburten und aus 

Schwangerschaftsabbrüchen stammende Leibesfrüchte auszudehnen. Denkbar wäre es 

aber auch, nur im Gesetz näher bestimmte Fehlgeburten und aus Schwangerschaftsab­

brüchen stammende Leibesfrüchte dem generellen Bestattungszwang zu unterwerfen, 

etwa ab einer Gewichtsgrenze von 400 Gramm (alternativ ab einem bestimmten Zeitpunkt 

innerhalb der Schwangerschaft), und im Übrigen gesonderte Regelungen zu treffen. 
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Was den Umgang mit Fehlgeborenen und aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden 

Leibesfrüchten angeht, so erscheint die Bestattung als die am besten mit der postmorta­

len Würde des toten Kindes vereinbare Verfahrensweise, wobei die alternativ verwende­

ten Begrifflichkeiten der Beisetzung oder der Zur-Ruhe-Bettung letztlich insoweit gleich 

geeignet sein dürften, bei womöglich größerem Spielraum der Beteiligten. Hier böte es 

sich allerdings an - gegebenenfalls auch im Rahmen der Gesetzesbegründung - die nä­

heren Umstände zu erläutern, um eine Handhabung in der Praxis zu ermöglichen. Sowohl 

die Beseitigung als auch die (ausnahmslose) Verbrennung sind demgegenüber vor dem 

Hintergrund der postmortalen Würde des toten Kindes eher kritisch zu betrachten. 

Schließlich wäre zu überlegen, Regelungen zur Verwendung der Leibesfrüchte für wissen­

schaftliche, medizinische oder pharmazeutische Zwecke zu treffen. 

Wissenschaftlicher Dienst 


